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Einschreiben

Ratssekretariat Sekretariat
Justizkommission
Staatskanzlei
Postgasse 68
3000 Bern 8

Bern, 18. Juni 2013

Unregelmässigkeiten 
beim Berner Handelsgericht

Aufsichtsrechtliche Anzeige gegen Oberrichterin Danièle Wüthrich-Meyer, 
Handelsrichter Bernard Burkhalter, Handelsrichter Urs Eugen Bircher und 
das Berner Handelsgericht.

Sehr geehrte Damen und Herren

Gestützt auf den nachfolgend dargelegten Sachverhalt, ersuche ich um Eröffnung eines
aufsichtsrechtlichen Verfahrens gegen Oberrichterin Danièle Wüthrich-Meyer, die Han-
delsrichter Bernard Burkhalter und Urs Eugen Bircher sowie das Berner Handelsgericht.

Die Ausgangslage
Als die US-Investmentbank Lehman Brothers am 15. September 2008 Konkurs ging, ver-
loren auch viele Schweizer Kleinanleger Geld. Einige von ihnen wurden von den Banken,
die ihnen die Lehman-Papiere vermittelt hatten, vollständig entschädigt, andere teilweise,
viele gar nicht.

Aussergewöhnlich ist der Fall des Berners Hugo Rey. Er hatte seinem Credit-Suisse-
Kundenberater die Weisung erteilt, er wolle «0,0% USA und keine Dollar» in seinem Port-
folio. Trotzdem verlor er mit einem strukturierten Lehman-Produkt 50’000 Franken.
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Rey akzeptierte die Rückzahlung von 60 Prozent der Summe durch die Credit Suisse
nicht. Er fühlte sich betrogen und zog den Fall vor Gericht. Am 25. August 2010 wurde
Reys Klage vom Berner Handelsgericht in einer öffentlichen Urteilsberatung abgewiesen.
(siehe Beilage 1)

Falsche Factsheets als Beweismittel
Die meisten der zirka 50 Zuschauer, die am 25. August 2010 an der öffentlichen Urteils-
beratung im Obergericht Bern teilgenommen haben, erinnern sich gut an die Szene: Han-
delsrichter Bernard Burkhalter präsentierte geradezu triumphierend das Beweismittel,
das Hugo Rey das Genick brach – die Beschreibung (Factsheet) eines Produkts, das Rey
im Februar 2005 erstanden hatte. Auf dem Factsheet sei zu sehen, so Burkhalter, dass
das Produkt 8,21% US-Anteile enthalte. Reys Inkonsequenz sei damit bewiesen. Dieser
habe im gleichen Moment, in dem er von seinem Berater «0,0% USA» gefordert habe, ein
Papier mit US-Bezug erstanden. Reys Anweisung sei damit hinfällig geworden und der
Verkauf von Lehman-Papieren im Wert von 50’000 Franken am 2. November 2007 habe
dem Anlegerprofil Reys entsprochen. Der Kundenberater der CS habe keinen Fehler be-
gangen.

Damit war der Fall klar, Hugo Reys Klage um Rückerstattung der verlorenen 50’000
Franken wurde abgewiesen. Das Problem: Burkhalter «bewies» Reys Inkonsequenz mit
einem Dokument, das offensichtlich untauglich ist. Das Factsheet (siehe Beilage 2) …
• … ist mit «3. Juli 2009» datiert. Es kann also unmöglich jenes Dokument sein, das Hugo

Rey am 24. Februar 2005 erhalten hat.
• … enthält sehr prominent das neue Credit Suisse-Logo, das die Bank erst im Januar

2006 eingeführt hatte. Das Papier kann also unmöglich aus dem Jahr 2005 stammen.
• … enthält detaillierte Angaben über die Zusammensetzung des gekauften Produkts –

es sieht offensichtlich anders aus als Factsheets aus dem Jahr 2005. Der Grund: Am 1.
Januar 2007 sind die Richtlinien der Schweizerischen Bankiervereinigung für sogenannte
«Vereinfachte Prospekte für Strukturierte Produkte» in Kraft getreten (vgl. Kollektivan-
lagengesetz und Kollektivanlagenverordnung).

Das alles müsste Bernard Burkhalter, Bankfachmann und Kundenberater, bemerkt bezie-
hungsweise gewusst haben. Trotzdem hat das Handelsgericht das falsche Factsheet als
Beweis verwendet und sein Urteil damit begründet. (siehe Beilage 3)

Richtige Factsheets verschwunden
Umso unverständlicher beziehungsweise verwerflicher ist das Verhalten, wenn man be-
denkt, dass dem Gericht die Originalunterlagen von Hugo Rey aus dem Jahr 2005, auf
denen der US-Bezug nicht ersichtlich ist (siehe Beilage 4), eigentlich vorlagen. Reys da-
maliger Anwalt, Matthias Schwaibold, hatte zwar unterlassen, diese einzureichen. Aber:
Hugo Rey brachte die Papiere (das heisst drei Factsheets, eine Produktebeschreibung und
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eine Kundendokumentation), anhand derer ihm sein Kundenberater die Anlagen erklärt
und als USA-frei deklariert hatte, am 2. Juni 2010 für den Prozess mit ins Gericht und
legte sie vor sich auf den Richtertisch. Bernard Burkhalter tat, was in solchen Fällen wich-
tig und richtig ist: Er nahm die Unterlagen an sich. Diesen Vorgang bestätigen mehrere,
von einander unabhängige Zeugen. (siehe Beilage 3)

Seither sind diese Unterlagen am Gericht nicht mehr auffindbar. Michael Lauper, Hugo
Reys neuer Anwalt, der den Fall vor Bundesgericht weiterzog (siehe Beilage 5), bat Wü-
thrich-Meyer zweimal mit dringenden Anfragen (7. und 20. Juni 2011) um Abklärung des
Verbleibs der Factsheets. Wüthrich-Meyer sicherte schriftlich zu, sie werde den Sachverhalt
abklären und innert nützlicher Frist Rückmeldung machen (siehe Beilagen 6 und 7). 

Diese Rückmeldung blieb Wüthrich-Meyer schuldig. Gegenüber dem «Tages-Anzeiger»
sagte sie: «Es gibt keine Unterlagen, die nicht bei den Akten liegen.» Laut «Tages-Anzeiger»
geht Michael Lauper davon aus, dass die Originaldokumente entweder beim Handels -
gericht verloren gegangen sind oder dass sie einer der Richter zu seinen Handakten ge-
nommen hat. «Zu den amtlichen Akten sind die Originaldokumente jedenfalls nie offiziell
erkannt worden», sagte Lauper dem «Tages-Anzeiger». (siehe Beilage 8)

Das «Geständnis» von Handelsrichter Bernard Burkhalter:
Am 31. Januar 2012 habe ich Wüthrich-Meyer und Burkhalter folgende Frage gestellt (siehe
Beilage 9): 

«Wie kommen Sie dazu, den Entscheid auf ein Papier abzustützen, das mit 2009 
datiert ist und das neue Credit Suisse-Logo enthält? Es ist auf den ersten Blick offen-
sichtlich, dass dieses Papier nicht dasjenige sein kann, das Herr Rey 2005 erhalten
hat». 

Per Mail erklärte Burkhalter am 2. Februar 2012 (siehe Beilage 10):

Das Datum 03. Jul. 2009 15.00, auf Factsheet KAB 14, ist das Ausdruckdatum. Aus
Fondsunterlagen Activest TotalReturn konnte ich einen teilweisen US-Bezug am
24.2.2005 nachvollziehen.

Damit bestätigt Burkhalter, dass er bemerkt hat, dass das Factsheet nicht aus dem Jahr
2005 stammt. Und er gibt zu, dass er den US-Bezug nicht definitiv gesehen hat, sondern
nur nachvollziehen konnte.



Seite 4

Knappe 40 Minuten, nachdem Burkhalter dies zugeben hatte, erhielt ich die schriftliche
«Autorisierung» von Oberrichterin Danièle Wüthrich-Meyer, inklusive Einschüchterungs-
versuch (siehe Beilage 11):

Ich bestätige Ihnen den Inhalt der Email von Handelsrichter, Herrn Burkhalter. Ich er-
laube mir darauf hinzuweisen, dass Ihre Vorwürfe mindestens teilweise strafrechtli-
cher Natur sind und vom Schutz der Pressefreiheit nicht mehr ohne weiteres erfasst
werden.

Im Klartext: Entweder (im weniger schlimmen Fall) haben sich Bernard Burkhalter, Danièle
Wüthrich-Meyer und Urs Eugen Bircher blind auf (von der Credit Suisse) eingereichte un-
taugliche Dokumente gestützt, oder sie haben sich (und danach siehts nach der Mail von
Bernard Burkhalter aus) der Irreführung schuldig gemacht, indem sie falsche Factsheets
als Beweismittel verwendet und damit ihr Urteil begründet haben.

Verfahren eingeleitet …
Im Nachgang zu den Ereignissen am Berner Handelsgericht habe ich am 27. Februar 2012
ein Auskunftsbegehren gestellt (siehe Beilage 12):

Aufgrund welchen Papiers, aufgrund welcher Angaben in den Gerichtsunterlagen,
konnten Sie einen für Herrn Rey am 24.2.2005 sichtbaren US-Bezug nachvollziehen?
Was verstehen Sie unter «nachvollziehen»? Genügt «nachvollziehen» Ihrer Ansicht nach
als Begründung eines Urteils?

Danach hat Oberrichterin Danièle Wüthrich-Meyer am 1. März 2012 formell ein Verfahren
eröffnet und die Parteien im Rahmen des rechtlichen Gehörs umgehend schriftlich um
Stellungnahmen ersucht (siehe Beilage 13). Der ehemalige Kläger, Hugo Rey, erklärte sich
mit der Auskunftserteilung einverstanden. Wie die Credit Suisse reagiert hat, ist mir nicht
bekannt.

… Behandlung verweigert
Seither ist mehr als ein Jahr vergangen, eine Antwort ist das Handelsgericht bis jetzt
schuldig geblieben. 

Auf mein Nachfragen im Juli 2012 schrieb Oberrichterin Danièle Wüthrich-Meyer, ich
könne in Woche 33 2012 mit einer Antwort rechnen (siehe Beilage 14). Woche 33 verstrich
ohne ein Lebenszeichen von der Hochschulstrasse 17. Auf zwei weitere Nachfragen habe
ich bis heute keine Rückmeldung erhalten. Selbst ein eingeschriebener Brief blieb unbe-
antwortet (siehe Beilagen 15, 16, 17 und 18).
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Indem Oberrichterin Danièle Wüthrich-Meyer entgegen ihren Zusicherungen seit mehr
als einem Jahr nichts von sich hören lässt, muss sich das Berner Handelsgericht nicht nur
Rechtsverzögerung bzw. Rechtsverweigerung im Rechtssinne vorwerfen lassen. Es ent-
steht zudem der Eindruck, dass das Handelsgericht eine unangenehme Angelegenheit
auszusitzen versucht. Ich ersuche daher um Eröffnung eines aufsichtsrechtlichen Verfah-
rens gegen Oberrichterin Danièle Wüthrich-Meyer, die Handelsrichter Bernard Burkhalter
und Urs Eugen Bircher sowie das Berner Handelsgericht. 

Ich beantrage, über den Ausgang des Verfahrens informiert zu werden.

Besten Dank für Ihre eingehende Prüfung. Für Fragen stehe ich gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse

Stefan Schaer
Schlösslistrasse 19
3008 Bern
info@eigenartlayout.ch
079 646 76 03
031 305 31 13

Kopie geht an:
Regierungsrat Christoph Neuhaus
Ausgewählte Medien

Erscheint auf:
stefan-schaer.ch
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Diesen Artikel und alle weiterführenden Links finden Sie unter:
stefan-schaer.ch
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Von Bruno Schletti
Hugo Rey ist mit seiner Klage gegen die 
Credit Suisse auch vor Bundesgericht ab-
geblitzt. Nicht nur Sympathisanten des 
Berner Grafikers und Marathonläufers 
reiben sich die Augen. Denn unabhängig 
davon, ob das Urteil korrekt ist oder 
nicht, lassen eigenartige Vorkommnisse 
in diesem Rechtsfall aufhorchen. So 
stützte sich das Berner Handelsgericht 
auf ein Bankdokument, dem offensicht-
lich jede Beweiskraft abgeht. Auch sind, 
was die verantwortliche Richterin be-
streitet, Akten spurlos verschwunden.

Rey investierte im November 2007 als 
Kunde der Credit Suisse 50 000 Franken 
in ein Anlageprodukt der US-Invest-
mentbank Lehman. Am 15. September 
2008 brach die Bank zusammen. Rey 
und Abertausende von Anlegern sahen 
ihr Geld davonschwimmen. Die CS 
lehnte jede Verantwortung ab. Später 
zeigte sie sich bereit, einen definierten 
Kundenkreis teilweise zu entschädigen.

Die Credit Suisse bot Rey an, ihm 
60 Prozent der Lehman-Anlage zurück-
zuerstatten. Er lehnte dies ab. Rey wollte 
kein Entgegenkommen, sondern Ge-
rechtigkeit. Denn – so argumentierte er 
vor Gericht – er habe gegenüber seinem 
Berater immer betont, er wolle «0,0 Pro-
zent USA» im Portfolio. Dass Lehman 
eine US-Bank sei, habe ihm der Berater 
vorenthalten.

130 000 Franken Schaden
Rey klagte gegen die Grossbank und ver-
lor – vor dem Berner Handelsgericht und 
eben erst, in zweiter Instanz, vor Bun-
desgericht. Verloren sind damit die 
50 000 Franken der Lehman-Anlage. 
Dazu kommen rund  44 000 Franken An-
waltskosten – für den eigenen Vertreter 
und jene der Gegenpartei – sowie Ge-
richtsvorschüsse von 8500  Franken.

Schliesslich erlitt Rey Verluste auf an-
deren Anlagen, die er in einem ungüns-
tigen Zeitpunkt verkaufte, da er aus Pro-
test sein Depot bei der Credit Suisse 
räumte. Schwer zu beziffern ist Reys 
 zusätzlicher Aufwand. Der Selbstständig-
erwerbende spricht von über 200 
Arbeitsstunden für Besprechungen, Kor-
respondenz, Recherchen. Ohne den 
Zeitaufwand hat ihn das Abenteuer  bis 

heute über 130 000 Franken gekostet – 
«meine Altersvorsorge», sagt Rey.

Mindestens so sehr wie dieser Verlust 
schmerzt ihn die Überzeugung, dass ihm 
vor Gericht nicht Recht, sondern Un-
recht widerfahren ist. Da Reys Klage ab-
gewiesen worden ist, erstaunt das nicht.  
Dennoch lässt sich unschwer feststellen, 
dass sich das Berner Handelsgericht 
eigenartige Patzer geleistet hat.

Ein Beleg, der keiner ist
Das dreiköpfige Gremium nahm Rey 
nicht ab, dass er seinen Kundenberater 
immer wieder darauf hingewiesen habe, 
keinerlei US-Papiere in seinem Anlage-
depot haben zu wollen. Das Gericht rieb 
Rey unter die Nase, schon 2005 in das 
Produkt «Activest Total Return» inves-
tiert und damit einen US-Anteil von 8,21 
Prozent gekauft zu haben. Dass Rey da-
von nicht gewusst habe, mochte das Ge-

richt, gestützt auf ein Factsheet, das die 
Anwälte der Credit Suisse eingereicht 
hatten, nicht glauben – ein Produktdo-
kument, das den US-Anteil von 8,21 Pro-
zent schwarz auf weiss ausweist.

Nur: Dieses Factsheet trägt das Aus-
gabedatum 3. Juli 2009, die Vermögens-
aufteilung nach Ländern ist per 30. Sep-
tember 2006 ausgewiesen, und das CS-
Logo auf dem Informationsblatt ist das 
neue, das erst Anfang 2006 eingeführt 
wurde. Dieses Dokument konnte somit 
Rey beim Kauf des Produkts im Novem-
ber 2005 unmöglich vorgelegen haben.

Die Vizepräsidentin des Berner Han-
delsgerichts, Danièle Wüthrich-Meyer, 
hatte im Prozess den Vorsitz. Angespro-
chen auf das vermeintliche Beweismit-
tel, mag sie keine Fehleinschätzung ein-
räumen. Sie sagt dazu einzig: «In der 
Urteilsbegründung haben wir diverse In-
dizien aufgeführt, die zeigen, dass Herr 
Rey die von ihm vorgebrachte 0,0-Pro-

zent-USA-Strategie nicht konsequent be-
folgt hat.»

Gestützt auf diesen Vorfall, reichte 
Reys Anwalt, Michael Lauper, beim Bun-
desgericht Beschwerde ein. Dieser 
wollte er Bankdokumente im Original 
beilegen, die einer der Handelsrichter 
während der Verhandlung Rey abge-
nommen hatte. Eines der Dokumente – 
ein allgemeiner Beschrieb des von Rey 
2005 gekauften Produkts «Activest Total 
Return» – ist aus zwei Gründen von Be-
deutung: Es enthält keinen Hinweis auf 
eine US-Beteiligung, aber die hand-
schriftliche Notiz «30 000.–». Nach Rey 
ist es die Handschrift seines damaligen 
CS-Beraters – ein Hinweis, dass ihm der 
Berater wohl den Produktebeschrieb, 
aber nicht – wie die Bank behauptete – 
ein Factsheet mit präzisen Beteiligungs-
informationen ausgehändigt hatte.

Dieses und andere Originaldoku-
mente sind beim Handelsgericht offen-
bar verschwunden. In einer E-Mail si-
cherte Wüthrich-Meyer Lauper zwar zu, 
der Sache nachzugehen. Reys Anwalt er-
hielt aber innerhalb der Beschwerdefrist 
weder die verlangten Dokumente noch 
eine befriedigende Antwort über deren 
Verbleiben. Gegenüber dem «Tages-An-
zeiger» sagt Oberrichterin Wüth rich-
Meyer: «Es gibt keine Unterlagen, die 
nicht bei den Akten liegen.» Lauper geht 
dagegen nach wie vor davon aus, dass 
die Originaldokumente entweder beim 
Handelsgericht verloren gegangen sind 
oder dass sie einer der Richter zu seinen 
Handakten genommen hat. «Zu den amt-
lichen Akten sind die Originaldoku-
mente jedenfalls nie offiziell erkannt 
worden», sagt Lauper.

Kein Gehör für neue Fakten
Der Anwalt reichte beim Bundesgericht 
deshalb Kopien der Dokumente ein. 
Nur, die Richter in Lausanne zeigten für 
diese neu eingereichten Dokumente 
kein Interesse. In Beschwerdeverfahren 
überprüft das höchste Gericht einzig die 
Sachverhalte, die bereits der Vorinstanz 
vorgelegen haben. Gemäss Artikel 105 
des Bundesgesetzes über das Bundesge-
richt weicht sie dann von dieser Usanz 
ab, wenn die Sachverhaltsfeststellung 
der Vorinstanz «offensichtlich unrichtig 

ist». Dies erachtete das Bundesgericht in 
diesem Fall nicht als gegeben. Lauper 
versteht es nicht: «Das Bundesgericht 
hat es sich sehr einfach gemacht.» Es 
verfolge die Tendenz, alles, was den 
Sachverhalt der Vorinstanz infrage 
stelle, nicht zu beachten – sei er noch so 
unrichtig festgestellt worden.

Der emeritierte Rechtsprofessor und 
Alt-Bundesrichter Heinz Hausheer hat in 
einem stark beachteten Artikel am Bei-
spiel von Scheidungsurteilen auf die 
Problematik hingewiesen: «Das Bundes-
gericht versucht mit dem Hinweis auf 
die Sachverhaltsfeststellung der Vorins-
tanz oft allzu leicht, auf eine Beschwerde 
nicht einzutreten.» Er bezweifelt, dass 
der Fall Rey als Beleg dafür geeignet sei. 
Dass die Handelsrichter mit einem nicht 
relevanten Factsheet argumentierten, 
hätte Reys Anwalt wohl erkennen müs-
sen, sagt Hausheer. Lauper war damals 
noch nicht Reys Rechtsvertreter.

Auch Rechtsprofessor und Anwalt 
Walter Fellmann verteidigt das Bundes-
gericht: «Das Problem von Herrn Rey ist, 
dass er die Sache mit dem CS-Logo offen-
bar erst nach der Verhandlung vor Han-
delsgericht bemerkte. Das aber stellt 
kein Novum dar, das er nachträglich – 
vor Handelsgericht, nicht vor Bundesge-
richt – noch hätte geltend machen kön-
nen.» Die Sicht des Handelsgerichts sei 
vielleicht falsch. Das sei aber «leider 
eines der vielen Prozessrisiken».

Bankangestellter als Richter
Am Handelsgericht war es der neben-
amtliche Richter Bernard Burkhalter, 
der Rey mit dem nicht relevanten Fact-
sheet belastete. Hauptberuflich arbeitet 
Burkhalter für die Berner Kantonalbank, 
die ebenfalls Lehman-Produkte vertrie-
ben hatte. Anders als die Credit Suisse 
hat sie die betroffenen Kunden aber voll 
entschädigt. Die Gerichtsvorsitzende 
Wüthrich-Meyer betont: «Herr Burkhal-
ter war nie als Kundenberater tätig.» Auf 
der Internetseite der Berner Kantonal-
bank ist Burkhalter allerdings als Leiter 
der Region Bern und als Kundenberater 
aufgeführt. Burkhalter selbst sagt zur 
Frage, ob er selbst je kapitalgeschützte 
Anlageprodukte von Lehman empfohlen 
oder verkauft habe: «Nein.» 

Berner Richter sassen im Fall Rey 
einem falschen Dokument auf
Hugo Rey verlor mit einem Lehman-Anlageprodukt Geld. Er prozessierte gegen die Credit Suisse  
und verlor. Das Berner Handelsgericht patzte mehrfach. Das Bundesgericht korrigierte nicht.

«Das Bundesgericht 
hat es sich 
sehr einfach gemacht.»
Michael Lauper, Anwalt von Rey
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Kantonales Handelsgericht 
Danièle Wüthrich-Meyer
Hochschulstrasse 17
3001 Bern

Bern, 27. Februar 2012

Einschreiben

Falsche Factsheets im Fall Rey versus Credit Suisse

Sehr geehrte Frau Wüthrich-Meyer

Wie von Ihnen gewünscht, erfolgt die weitere Korrespondenz auf dem schriftlichen Weg.

Ich habe die Aussage von Herrn Burkhalter, er habe einen teilweisen US-Bezug aus den Fonds-
unterlagen «nachvollziehen» können, mehreren Juristen vorgelegt. Die Rückmeldung ist immer die 
gleiche: Es ist unverständlich, welche Dokumente mit «Fondsunterlagen» angesprochen werden, wieso
von «Fondsunterlagen» in der Mehrzahl die Rede ist und wie Sie einen US-Bezug für den 24.2.2005 
aufgrund der offiziell zur Verfügung stehenden Dokumente «nachvollziehen» konnten. Zudem, 
so die Rückmeldung der Fachleute, sei «nachvollziehen» eine mehr als dürftige Grundlage für einen
Entscheid.

Deshalb meine Bitte um Erklärung: Aufgrund welchen Papiers, aufgrund welcher Angaben in den
Gerichtsunterlagen, konnten Sie einen für Herrn Rey am 24.2.2005 sichtbaren US-Bezug nach-
vollziehen? Was verstehen Sie unter «nachvollziehen»? Genügt «nachvollziehen» Ihrer Ansicht nach 
als Begründung eines Urteils?

Zum weiteren Vorgehen: Ein Dossier zuhanden der Justiz-Kommission des Kantons Bern ist in
Vorbereitung. 

Besten Dank für Ihre Rückmeldung.

Freundliche Grüsse

Stefan Schaer

Kopie geht an Herrn Burkhalter und an Herrn Bircher

Stefan Schaer  ı  Schlösslistrasse 19  ı  3008 Bern  ı  079 646 76 03
info@stefan-schaer.ch  ı  www.stefan-schaer.ch
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Kantonales Handelsgericht 
Danièle Wüthrich-Meyer
Hochschulstrasse 17
3001 Bern

Bern, 11. Januar 2013

Einschreiben

Auskunftsbegehren im Fall Rey versus Credit Suisse

Sehr geehrte Frau Wüthrich-Meyer

Am 31. Juli 2012 haben Sie mir per Mail mitgeteilt, dass ich in Woche 33 Antwort auf mein
Auskunftsbegehren betreffend Verfahren Hugo Rey versus Credit Suisse erhalten würde.

Seither ist beinahe ein halbes Jahr vergangen, gehört habe ich noch immer nichts. Auf zweimaliges
Nachfragen per Mail habe ich keine Antwort mehr erhalten. 

Ich bitte Sie deshalb auf diesem Weg, mir Auskunft zu erteilen. Falls ich erneut keine Antwort 
erhalten sollte, sehe ich mich gezwungen, eine Rechtsverweigerungsbeschwerde einzureichen.

Freundliche Grüsse

Stefan Schaer

Stefan Schaer  ı  Schlösslistrasse 19  ı  3008 Bern  ı  079 646 76 03
info@stefan-schaer.ch  ı  www.stefan-schaer.ch
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